
UEL fordert absolute Berücksichtigung der Kostenneutralitat bei Einführung eines einheitlichen Arbeitnehmerstatuts 

Y Y Pacta sunt servanda" 
Die ,,Union des Entreprises LUX&- 

bourgeoises". der Dachverband der 
Patronatsvereinigungen. ist fonel l :  
der P w u s  über das Einheitsstatut 
der Arbeitnehmer im Tripartite-Ab- 
kommen vom April diesen Jahres, 
den PremierJuncker ,,h&chstperson- 
lich" fomuliert und alle Sozialpart- 
ner so akzeptiert haben. I&st keine 
lnterpretation zu. 

,.Le Gouvemement et Les parten- 
aires sociaux sont tombés d'accord 
pour faire converger le statut des ouv- 
rien et des employb privés en vue de 
réaliserun statut unique de tous les 
salitiés du secteur privé, notamment 
en ce qui concerne la continuation 
des salaires en cas de maladie et sa du- 
rke. La réalisation du statut unique ne 
conduira pas i? des charges financieres 
supplémentaires pour l'économie 
dans son ensemble. Le Gouvemement 
et les partenaires sociaux declarent 
que les problèmes spécifiques aux 
secteun doivent trouver réponse dans 
le cadre des négociations relatives à la 
réalisation du statut unique dont le 
terme est prévu pour la lin de l'année 
2006". nef die UEL gestem bei einer 
Pressekonferenz. bei der iast der ge- 
samte Vorsrand der Vereinigung ange- 
treten war, in Erinnemng. 

Neue Verhandlungsrunde 
am Freitag 

Wahrend die UEL das Prinzip un- 
verinden ab  erstrebenswert bezeich- 
net. scheint man mittlerweile aller- 
dings am Zeitplan zu zweifeln. Vor 
allem, weil a u k r  dem eigenen Text- 
vorschlag keiner vorliegt, der die abge- 
machte Kostenneutralitat für die Wirt- 
schaft respektiert und somit ihre Wett- 
bewerbsfahigkeit nicht antastet. Der 
biher bekannte Regiemngsvorschlag 
tue das nicht. Und die Gewerk- 
schaften, die vor zwei Wochen ihr En- 
gagement zu den Tripartite-Abma- 
chungen vom Gelingen der ,,Jahrhun- 
dertrefoe" einheitliches Arbeitneh- 
merstatut abhangig machten. hatten 
noch immer kein konkretes Arbeitspa- 
pier vorgelegt. Ob es am Freitag bei 
einem krneurenTreffen zwischen UEL 
und Regiemng zu einem Durchbmch 

UEL-Prasident Michel Würth. Generalsekreta 
Pressekonferenz 

kommen wird und das von Sozialmi- 
nister Mars Di Bartolomeo (LSAP) und 
Arbeitsminister François Biltgen (CSV) 
angekündigte l<ompromisspapier zu- 
frieden stellende Anrwonen aufsamt- 
liche Fragen liefem wird, steht zur Zeit 
noch in den Sternen. 

Hauptlaiackpunkt bei der Zusam- 
menfühmng der beiden heute sehr 
unterschiedlich geregelten Privatbe- 
amten- und Arbeiterstatute ist die 
Lohnfortzahlung iin Krankheiufall. 
Da das Einheirsstatut sich an jenem 
der Privatbeamten orientieren soli. 
wird der Arbeitgeber künfcig also auch 
für die Arbeiter ab dem ersten Krank- 
heitstag die Lohnfonzahlung über- 
nehmen - und das 13 Wochen lang, 
wie der Regiemngsvorschlag das vor- 
sieht. Bislang tun das im Fall der Ar- 
beiter die Krankenkassen. Die UEL 
sieht dadurch eine nicht zu unter- 
schatzende Mehrbelastung vor allem 
au1 die kleinen und mitderen Betriebe 
zukommen. die noch zahlreiche Ar- 
beiter zihlen. ,.Die Betriebe tragen al- 
so nun das volle Risiko und nicht 
mehr die Krankenkassen". erklane 
U,F.L:Generalsekretar Pierre Bley. Also 
sollten die Betriebe auch das Difieren- 
zial erhalten, das aus der Konvergenz 
der Beitragssatze in Richtung Ange- 
stelltensatz entsteht: Heute reichen 
die Beitragsdtze namlich von 0.21% 
beim Privatbeamten bis zu 4.7% beim 
Arbeiter (zu gleichen Teilen vom Un- 

r Pierre Bley und Handelskammer-Direktor Pic 

temehmen und vom Arbeitnehmer 
getragen). Der Einheitssatz liegt Be- 
rechnungen zufolge bei erwa 0,57%. 
Nun ist die Regiemng dem Prinzip 
nicht abgeneigt. mochte dessen Dauer 
allerdings auf maximal sechslahre be- 
grenzen. Für die UEL ist inakzeptabel. 
dass die Untemehmen nach Ablaul 
der Frist das einbehaltene Dif fere~ai  
an die Arbeiter .,mNck zahlen" müss- 
te. ,.Bmtto- und Netrolohne würden 
demnach bei den ehemaligen Arbei- 
tem steigen, wahrend das bei den Ex- 
Angestellten nicht der FaII sein ud", 
führte UEL-Generalsekretar Pierre 
Bley aus und forderte die definitive 
Einbehaltung des Difierenzials. 

Instrumente zur 
Krankenkontrolle 

Das Patronat forden darüber hin- 
aus ebenfalls MaRnahmen zur Ein- 
dammung von MiRbrauchen in Sa- 
chen Krankmeldungen. Da die Unter- 
nehmen künltig verstarkt die Rolle 
der Krankenkassen übemehmen wür- 
den, müsste sie Instrumente an die 
Hand bekommen, um .schw@en 
Schafen" das Handwerkzu legen: Die 
UEL-die in der Praxis noch nicht Viel 
spürt von Minister Di Bartolomeos 
Feldzug gegen die .,Krankenscheinau- 
tomaten" unter den k t e n  - wünscht 
sich demnach zum Beispiel grenzü- 
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benchreitende Krankenkontrollen. 
Und - zur Abschreckung - vor allem 
einen Arbeitnehmerbeitrag zum Kran- 
kengeld. AuRerdem komine man bei 
dieser Angelegenheit nicht um An- 
passungen im Arbeiürecht (Kollektiv- 
vertrage. Uberstundenregelung ... ) 
vorbei. so die UEL. die zur Abfede- 
mng der sich aus dem Einheitsstatut 
ergebenden Risiken eine Mutualitat 
oder eine Privarversichemng fur Un- 
temehmen ins Auge fast .  Das sei vor 
allem für kleine und mittlere Betriebe 
eine Übe~lebens~arantie, sagen insbe- 
sondere die Vertreter des Handwerks. 
das noch immer 85% Arbeiter z2lilt - 
bei einer durchschnittlichen Mitarbei- 
terzahl von 15 Personen pro Unter- 
nehmen. Man konne sich wohl aus- 
malen, welche Belastung da auf einen 
kleinen Betneb zukommen würden. 
der gleich mehrere krankheitsbe- 
dingte Ausfiille zii verzeichnen habe, 
gab Handwerkskammer-Prasident 
Paul Reckinger zu bedenken. 

Die Regiemng werde ihre Verant- 
wortung übemehmen, sollte es nicht 
zu einem Konsens m m  Einheitsstatut 
kommen, hatce es mehimals von 
hochster Stelle geheiRen. Die UEL 
meint, sie solle zuerst ihre Hausaufga- 
ben im Sinne des Respekts des Tripar- 
tite-Abkommens machen. .,Pacta sunt 
servanda". forderte UEL-Pritsident Mi- 
chel Würth. 
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